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Mehrere Tausend Demonstranten,  
unter ihnen Hunderte Bedienstete  

aus dem NRW-Strafvollzug, bewegten sich
durch die Düsseldorfer Altstadt
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Unser gemeinsames Ziel ist, eine faire 
und gerechte Bezahlung und Besoldung 
zu erstreiten, wodurch unsere Teilhabe 
am sozialen und ökonomischen Fort-
schritt gesichert werden soll. 

Da es im Vorfeld vielfältige Signale der 
aktuellen grün-roten Landesregierung 
gegeben hat, die mit fester Absicht die 
Verschiebungen der Besoldungsanpas-
sungen bis zum Jahr 2020 fortzuführen 

gedenkt, machten sich fast 2.500 Kolle-
ginnen und Kollegen auf den Weg in die 
Landeshauptstadt Stuttgart, um ihrem 
Unmut gut hörbar Ausdruck zu verlei-
hen.
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BSBD solidarisch mit den BBW-Gewerkschaften:

BBW ruft zum Protest des Öffentlichen Dienstes in Stuttgart auf
Fast 2.500 Kolleginnen und Kollegen machten sich auf den Weg in die Landeshauptstadt

An der zentralen Protestveranstaltung am 11. März 2015, 
zu der der Beamtenbund Baden-Württemberg BBW seine 
zahlreichen Tarifbeschäftigten aufgerufen hatte, nahmen 
auch eine ganze Reihe von Beamtinnen und Beamte aus 
verschiedensten Fachrichtungen in ihrer Freizeit teil.

Die Gruppe des BSBD-Landesverbandes beim Warnstreik der Tarifbeschäf-
tigten. � Fotos: BSBD-LV

Wie immer: Solidarität macht stark! Kollege Bosch (OV Rottenburg), BSBD-
Landesvorsitzender Schmid, BBW-Vorsitzender Stich, Kollege Rinklin (Lan-
desvorstand) und DSTG-Bundesvorsitzenden Eigenthaler (von links).

Über die Schwierigkeit von Anstaltsschließungen
Zur Aufgabe der Außenstellen Crailsheim, Klein-Komburg und Sachsenheim

Die Schließung einer Vollzugseinrich-
tung ist immer ein einschneidendes 
Ereignis. Denn dies ist ja nicht nur 
eine – eventuell noch nachvollzieh-
bare – Strukturmaßnahme in der Ge-
samtschau, sondern damit sind auch 
vielfältige Erinnerungen und Emoti-
onen im Einzelnen verbunden. Des-
halb sind die Folgen auch nur schwer 
und unvollständig kalkulierbar.

Wenn bei den nunmehr anstehenden 
Schließungen der Außenstellen Sachsen-
heim, Crailsheim und Klein Komburg 
insgesamt „nur“ etwa 70 bis 80 Gefan-
gene und 46 Bedienstete betroffen sein 

dürften, so hat die Ankündigung vom 30. 
Januar 2015 zu den alsbald bevorstehen-
den Schließungen den BSBD-Landes-
vorstand doch völlig unerwartet getroffen 
und in der Folge zu einem regelrechten 
Ansturm von Anfragen geführt.

Der Landesvorstand sieht sich deshalb 
in der Pflicht, über diese Angelegenheit 
möglichst ausführlich und transparent zu 
informieren.

Unseren zunächst telefonisch vorge-
brachten Einwendungen folgten ein 
Schriftwechsel zwischen Justizminister 
Rainer Stickelberger und BSBD-Lan-
desvorsitzenden Alexander Schmid und 
sodann ein gemeinsames Gespräch am 

4. März 2015 in Stuttgart. Die beiden 
Schreiben und ein Gesprächsprotokoll 
sind im Anschluss abgedruckt; danach 
folgen einige Betrachtungen zu den ak-
tuellen Maßnahmen und zu möglichen 
weiteren Entwicklungen.

Schreiben von Justizminister  
Stickelberger vom 4. Februar 2015
Herrn Landesvorsitzenden des BSBD
Alexander Schmid

Aufgabe der Außenstellen Crailsheim, 
Klein Komburg und Sachsenheim

Sehr geehrter Herr Schmid,
hiermit möchte ich Sie über das Ergebnis 
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von Strukturüberlegungen unterrichten, 
bei denen wir uns auch die Frage nach 
der weiteren Zukunft der Außenstellen 
Crailsheim, Klein Komburg und Sachsen-
heim gestellt haben.

Aufgrund der derzeitigen Belegungssi-
tuation und der seit einigen Jahren rück-
läufigen Gefangenenzahlen besteht keine 
Notwendigkeit für den Weiterbetrieb der 
Außenstellen Crailsheim, Klein Komburg 
und Sachsenheim mehr. Die Außenstelle 
Crailsheim, deren Schließung nach dem 
Haftplatzentwicklungsprogramm Justiz-
vollzug 2015 bereits im Jahr 2011 vorge-
sehen war, und die Außenstelle Sachsen-
heim beabsichtigen wir, zum 1. Mai 2015 
zu schließen. Die in Crailsheim bewährte 
Konzeption wollen wir an einem anderen 
Standort fortführen. Die derzeit auf der 
Klein Komburg untergebrachten Gefange-
nen sollen bis zum 1. Mai 2015 in andere 
Vollzugseinrichtungen verlegt werden. Die 
Aufgabe der Außenstelle soll gegen Ende 
des zweiten Halbjahrs 2015 erfolgen.

Wir haben unsere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter über diese Pläne infor-
miert und werden gemeinsam mit ihnen 
und den Personalvertretungen nach so-
zialverträglichen Lösungen der Weiterbe-
schäftigung in einer der benachbarten 
Vollzugseinrichtungen suchen. Ich rechne 
auf Ihr Verständnis für diese notwendige 
Entscheidung.

Mit freundlichen Grüßen
Rainer Stickelberger MdL

Hier das Antwortschreiben des 
BSBD-Landesvorsitzenden:

Herrn Justizminister
Rainer Stickelberger MdL 
Justizministerium Baden-Württemberg 

Aufgabe der Außenstellen Crailsheim, 
Klein Komburg und Sachsenheim

Sehr geehrter Herr Minister,

mit Schreiben vom 4. Februar 2015 ha-
ben Sie mich über das Ergebnis Ihrer 
Strukturüberlegungen im Justizvollzug, 
also die unmittelbar bevorstehenden 
Schließungen der oben genannten Au-
ßenstellen informiert.

Den BSBD-Landesverband Baden-
Württemberg traf diese Entscheidung völ-
lig unvorbereitet und überraschend. 

Sie bringen in Ihrem Schreiben zum 
Ausdruck, dass Sie auf Verständnis des 
BSBD für diese notwendige Entscheidung 
hoffen. 

Es ist mir und meinen Kolleginnen und 
Kollegen leider nicht möglich, Verständnis 
für eine Entscheidung aufzubringen, die 
uns nicht im Vorfeld offen dargestellt und 
transparent gemacht wurde. Wir meinen, 
es wäre unschädlich für das Justizmini-
sterium gewesen, bereits vor der endgül-
tigen Bekanntgabe  der Entscheidung mit 
der größten Interessenvertretung in der 
baden-württembergischen Justiz, dem 
BSBD, ein Gespräch zu führen. Der damit 
verbundene Dialog und die Möglichkeit, 
schon zu diesem frühen Zeitpunkt unsere 
Gedanken zu formulieren, die Beweggrün-
de und Auslöser für die Entscheidung des 
Justizministeriums zu erfahren und damit 
eine mögliche Akzeptanz beim BSBD und 
somit auch bei seinen Mitgliedern in den 
Justizvollzugsanstalten des Landes zu we-
cken, wären unseres Erachtens notwen-
dig und ein Zeichen der Wertschätzung 
der gewerkschaftlichen Interessensver-

tretung der Kolleginnen und Kollegen ge-
wesen. Gerade vor dem Hintergrund der 
noch in vielen Köpfen der Kolleginnen 
und Kollegen präsenten Ereignisse in den 
Justizvollzugsanstalten Adelsheim und 
Bruchsal im August 2014 hätten wir dem 
Justizvollzug gerne eine erneute Verunsi-
cherung und Debatte erspart.

Die Frage nach dem „Was kommt als 
Nächstes und wann wird es mich tref-
fen?“ ist nicht auf die oben genannten 
Einrichtungen beschränkt, sondern treibt 
nun alle Kolleginnen und Kollegen lan-
desweit um.

Dass diese Verunsicherung weiterhin 
besteht und sich nun deutlich verstärkt, 
kann ich Ihnen versichern. Unzählige Te-
lefonate und persönliche Gespräche, die 
wir seitens des BSBD und des Haupt-
personalrates der Justiz in den letzten 
Monaten führen mussten – und derzeit 
müssen, haben uns dies sehr eindringlich 
aufgezeigt.

Indessen halte ich es für die Kolle-
ginnen und Kollegen als günstig und gut 
angebracht, dass Sie in Ihrem Schreiben 
klar zum Ausdruck bringen, dass Sie eine 
sozialverträgliche Lösung der Weiterbe-
schäftigung anstreben. Hierzu werden 
wir, sofern wir eingeladen werden, gerne 
als Interessensvertretung BSBD beitra-
gen. 

Die kreativen und konstruktiven Lö-
sungsansätze, die das Personalreferat 
der Abteilung IV im Zuge der Sozialpla-
nungen rund um die mögliche Schließung 
der Außenstelle Ellwangen gefunden hat-
te, geben uns berechtigt die Hoffnung, 
dass auch für die nun betroffenen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter eine echte 
Zukunftsperspektive gefunden werden 
kann.

Mit freundlichen Grüßen
Alexander Schmid
(Landesvorsitzender)
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Spitzengespräch im Justizministerium am 4. März 2015
Hausspitze und der BSBD-Landesvorstand tauschen sich aus

Regelmäßig treffen sich die Spit-
zen des Justizministeriums mit der 
Verbandsspitze des BSBD Baden-
Württemberg, um ihre Positionen 
auszutauschen und die aktuelle Lage 
im Justizvollzug sowie seiner Bediens
teten in den Fokus zu stellen.

An der gemeinsamen Besprechung am 
4. März 2015 in Stuttgart nahmen vom 
Justizministerium teil: Justizminister Rai-
ner Stickelberger, Ministerialdirektorin 
Inken Gallner, Abteilungsleiter IV Mi-
nisterialdirigent Martin Finckh und der 
Leiter des Personalreferates Ministerialrat 
Oliver Weik. Der BSBD-Landesvorstand 

war vertreten durch den Landesvorsit-
zenden Alexander Schmid sowie seine 
beiden Stellvertreter Georg Konrath und 
Michael Schwarz.

Besondere Brisanz erlangte dieses Tref-
fen durch das vorausgegangene Schreiben 
des Justizministeriums vom 4. Februar 
2015 (s.o.), in dem Justizminister Stickel-
berger für den BSBD vollkommen uner-
wartet und überraschend die Schließung 
mehrerer kleinerer Vollzugseinrichtungen 
angekündigt und den BSBD damit vor 
vollendete Tatsachen gestellt hatte. Der 
Landesvorsitzende hatte auf dieses Schrei-
ben ungewöhnlich heftig und enttäuscht 
reagiert und um dieses zeitnahe klärende 

Gespräch gebeten. (Beide Schreiben sind 
auch auf der Homepage des BSBD unter 
„Aktuelles“ eingestellt.) 

In seinen Ausführungen machte der 
Landesvorsitzende anhand einer Schilde-
rung der bisher sehr einvernehmlichen 
und kooperativen Zusammenarbeit zwi-
schen Justizministerium und dem BSBD-
Landesverband deutlich, dass er aus eben 
diesen Gründen nicht nachvollziehen 
könne, wenn nun – an der Interessenver-
tretung vorbei – einsam entschieden wer-
de. Der BSBD sei sich bewusst, dass am 
Ende die politische Verantwortung und 
Entscheidung allein beim Justizministeri-
um liege, aber es wäre, so der Landesvor-
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sitzende Schmid, unschädlich gewesen, 
vorher vertraulich Hintergründe gemein-
sam zu beleuchten. Georg Konrath wies 
ebenso wie Michael Schwarz nachdrück-
lich darauf hin, dass bei frühzeitiger Ein-
beziehung der spezifischen Sachkunde des 
BSBD auch Aspekte, die im Prüfprozess 
des Justizministeriums nicht zum Tragen 
kommen konnten, Eingang in die Erwä-
gungen hätten finden können. Dies hätte 
somit zu einer günstigen „Win-Win-Situ-
ation“ führen können. Der Landesvorsit-
zende machte sehr deutlich, dass es not-
wendig sei, die Zusammenarbeit zwischen 
Justizministerium und BSBD als „Ver-
kehr in beide Richtungen und nicht als 
Einbahnstraße“ zu gestalten. Seine Frage 
war daher „Herr Minister, wie gehen wir 
in Zukunft miteinander um?“.

Justizminister Stickelberger erläuterte 
zunächst ausführlich die Gründe des Jus
tizministeriums, die zu dieser Entschei-
dung geführt hatten. Der Rechnungshof 
habe mit einem Prüfbericht, der dem 
Justizministerium im Dezember 2014 
zugegangen sei, dargestellt, dass aufgrund 
zurückgegangener Gefangenenzahlen Ein
sparungen gerade im Bereich „offener 
Vollzugseinrichtungen“ angezeigt seien. 
Bis zu 400 Stellen seien auf der Forde-
rungsliste des Rechnungshofes gestan-
den, so der Minister. Obwohl es dem 
Justizministerium bewusst sei, dass der 
Rechnungshof diese Betrachtungen fast 
nur aus dem Blickwinkel fiskalpolitischer 
Erwägungen vornehme, habe man sich 
den Forderungen nicht ganz verschließen 
wollen. Insoweit sei es dann zur Entschei-
dung gekommen, mehrere kleine Einrich-
tungen, die alle erheblichen Sanierungs- 
und Investitionsrückstand aufwiesen, in 
ein zeitnahes Schließungskonzept aufzu-
nehmen. Es sei aber Position des Justiz-
ministeriums, dass es nicht zu personellen 
Konsequenzen in Form von Stellenabbau 
kommen könne. Insgesamt seien von den 
Umstrukturierungen mittelbar und un-
mittelbar 46 Beschäftigte betroffen, für 
die nun in zahlreichen Einzelgesprächen 
und in einem Interessenbekundungsver-

fahren bestmögliche sozialverträgliche 
Lösungen durch Ministerialrat Weik 
gesucht werden. Auf die konkrete Nach-
frage des Landesvorsitzenden Schmid 
erklärte Minister Stickelberger, dass der-
zeit keine weiteren Maßnahmen geplant 
seien. Wichtig war es zu hören, dass das 
Justizministerium in den aufnehmenden 
Justizvollzugsanstalten durch die vorüber-
gehende Entstehung von Personalüber-
hängen und Überhängen bei den Beför-
derungsstellen eine Benachteiligung des 
Stammpersonals weitestgehend verhin-
dern will. Der BSBD wird die Entwick-
lungen mit kritischem, aber konstruk-
tivem Interesse weiter verfolgen.

Erfreulich war, dass der mögliche zwei-
te Nachtragshaushalt 2015 auch deutliche 
Verbesserungen für den Justizvollzug mit 
sich bringen könnte. Das Forderungspa-
pier des BSBD (wir haben berichtet) wird 
neben dem Ergebnisbericht der Experten-
kommission, der im September 2015 vor-
liegen wird, die Basis für ein Gesamtpaket 
bilden, welches Verbesserungen in den 
verschiedensten Bereichen des Justizvoll-
zugs mit sich bringen soll. Insbesondere 
auch die vollzugliche Basis (Vollzugs-
dienst, Werkdienst, Krankenpflegedienst 
und mittlere Verwaltungsdienste) wird 
hier neben den Fachdiensten (Psycho-

logen, Ärzte, Psychiater, Sozialdienste) 
massiv profitieren können. „Es darf keine 
Hemmnisse geben, für den Bereich des 
Justizvollzuges nun das erforderliche Geld 
in die Hand zu nehmen. Ich sehe dies 
jetzt schon fast als letzte Chance der aktu-
ellen Landesregierung, die Beschäftigten 
des Justizvollzuges davon zu überzeugen, 
dass diese Legislaturperiode für sie keine 
verlorene war“, so Alexander Schmid in 
seiner abschließenden Bewertung.

In einem sehr ausführlichen Schreiben 
vom 6. März 2015 an den BSBD-Lan-
desvorsitzenden und den Vorsitzenden 
des HPR hat Justizminister Stickelberger 
nochmals die Gründe dargelegt, die zu 
seiner Entscheidung über die Schlie-
ßung der drei Außenstellen geführt 
haben. Darin wird auch eindeutig klar, 
dass der Anstoß hierzu aus einer stren-
gen Kostenanalyse des Rechnungshofs 
Baden-Württemberg kam. 

Ebenso ausführlich sind die Gespräche 
der leitenden Mitarbeiter der Abteilung 
Justizvollzug vor Ort in den Außenstellen 
beschrieben, bei denen die Interessensbe-
kundungen der betroffenen Mitarbei-
ter/innen aufgenommen und möglichst 
sozialverträgliche personalorganisato-
rische Maßnahmen eingeleitet worden 
sind.� Alexander Schmid/wok
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V. li.: Justizminister R. Stickelberger, Ministerialdirigent M. Finckh, Ministerialdirektorin I. Gallner, 
Ministerialrat O. Weik, BSBD-Landesvorsitzender A. Schmid, M. Schwarz und G. Konrath. � Foto: BSBD-LV
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Die schlichte Mathematik aus dem Rechnungshof
Außenstellen Sachsenheim und Klein-Homburg im „Haftentwicklungsprogramm 2015“ nicht erwähnt

Den BSBD-Landesvorstand traf es 
im beschaulichen Rottenburg bei 
seiner Sitzung am 30. Januar 2015: 
Die Nachricht war brandneu – und 
ebenso unerwartet wie völlig über-
raschend: Das Justizministerium 
hatte definitiv entschieden, die drei 
Außenstellen Sachsenheim (JVA 
Heimsheim), Crailsheim (Sozialthera-
peutische Anstalt Hohenasperg) und 
Klein Komburg (JVA Schwäbisch Hall) 
– voraussichtlich zum 1. Mai 2015 – 
zu schließen. 

Die Überraschung war auch deshalb so 
groß, weil im landesweiten Umstruktu-
rierungs-Vorhaben auf der Basis des 2007 
verfassten „Haftplatzentwicklungspro-
gramms 2015“ die beiden Außenstellen 
Sachsenheim und Klein Komburg als 
„Schließobjekte“ überhaupt nicht er-
wähnt waren (siehe untenstehende Über-
sichtsgrafik aus dem HEP 2015, hgg. 
2007). 

Dieser Umstand traf ja auch auf die Au-
ßenstelle Ellwangen zu, deren Aufgabe 
bereits im letzten Jahr beschlossen wurde 
(s.u.). Allein die Außenstelle Crailsheim 

ist im Strukturprogramm 2015 genannt – 
und sollte bereits im Jahr 2011 geschlos-
sen werden. Eines dürfte nun – auch auf-
grund der rückläufigen Entwicklung der 
Gefangenenzahlen – völlig sicher sein: 
Die „Schließungsszenarien“ im baden-
württembergischen Justizvollzug werden 
auf der Grundlage des HEP 2015 ohne 
Ausnahme umgesetzt werden – und es 
ist zu befürchten, dass sie noch deutlich 
darüber hinausgehen – sollten die Maß-
gaben des Rechnungshofs Wirklichkeit 
werden. Denn wie dem BSBD-Landes-
vorsitzenden bekannt geworden ist, sollen 
die jetzt ad hoc verfügten Schließungen 
auf einem „Prüfbericht des Rechnungs-
hofs Baden-Württemberg“ fußen, der 
dem Justizministerium just zu Weihnach-
ten 2014 zugegangen sei. (Leider verfügt 
der BSBD-Vorstand nicht über diesen 
Prüfbericht, so dass weitere konkreten 
Empfehlungen und insbesondere rigide 
Sparauflagen des Rechnungshofs für den 
Justizvollzug nicht bekannt gemacht wer-
den können.)

Wie aus vorangegangenen Überprü-
fungen der Finanzwächter aus Karlsruhe 
aber immer wieder ersichtlich wurde, 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

Offenburg – Neubau

Offenburg – bestehende Anstalt schließen

Offenburg-Kehl – schließen

Ravensburg – Haftplatzerweiterungsprogramm II.1

Stuttgart – Haftplatzerweiterungsprogramm II.1

Heilbronn – Haftplatzerweiterungsprogramm II.1

Adelsheim – Haftplatzerweiterungsprogramm II.2

Mannheim – Haftplatzerweiterungsprogramm II.2

Stuttgart – Erweiterung, Sanierung, evtl. Teilabbruch

Crailsheim – Sozialth. Außenstelle schließen

Heidelberg – schließen

Rastatt – schließen

Bühl – schließen

Waldhut-Tiengen – schließen

Ravensburg – Haftplatzerweiterungsprogramm III

Heidenheim – schließen

Rottweil – Neubau

Rottweil – bestehenden Anstalt schließen

Hechingen – schließen

Oberndorf – schließen

Villingen-Schwenningen – schließen

Tübingen – schließen

Haftentwicklungsprogramm „Justizvollzug 2015“ 
Geplante zeitliche Abwicklung

Die markierten Felder bezeichnen das geplante Fertigstellungs- bzw. Schließungsjahr.

werden von dort regelmäßig nur quanti-
tative und so gut wie nie qualitative Maß-
stäbe angelegt. Allerdings scheint nun die 
schlichte bisherige Mathematik: „we-
niger Gefangene = weniger Bediens
tete“ aufgegeben und durch die ebenso 
einfache Dreisatzrechnung: „weniger 
Gefangene = Schließung von Vollzug-
seinrichtungen = (Personal-) Einspa-
rungen“ ersetzt worden zu sein. Dass sich 
durch qualitative Veränderungen und 
Fortentwicklungen im Justizvollzug, ins-
besondere bei der Zusammensetzung und 
im Verhalten der Insassen, aber auch bei 
den Sicherheits- und Behandlungsmaß-
nahmen in den letzten Jahren ganz andere 
schwerwiegende und keineswegs günstige 
Dimensionen aufgetan haben, sollte auch 
der Rechnungshof nicht ignorieren. Es 
muss endlich auch mal klar werden, dass 
an den Justizvollzug nicht die Messlatte 
eines gewinnorientierten Produktionsbe-
triebs angelegt werden kann, denn seine 
gesetzlichen Aufgaben: hohe Sicherheit 
und Wiedereingliederung durch Behand-
lung sind nur zu einem sehr geringen Teil 
durch Technik, aber weit überwiegend 
nur mit gut ausgebildeten kompetentem 
Personal zu bewältigen – und dafür muss 
ausreichend Geld in die Hand genommen 
werden, selbst wenn es sich um ungelieb-
te ausgegrenzte Randständige der Gesell-
schaft – nämlich um Straftäter – handelt.

Hierzu hat der BSBD noch eine weitere 
Befürchtung: der mittlerweile unendliche 
Suchlauf (s. auch Bericht a.a.O. in die-
sem Heft) für einen längst auf höchster 
politischer Ebene beschlossenen JVA-
Neubau im südwürttembergischen Raum 
erweckt langsam den Eindruck, dass diese 
Verzögerungen so manchem gar nicht un-
gelegen kommen, denn bei eventuell wei-
ter sinkenden Gefangenenzahlen keimt 
wohl die Hoffnung, auf den Neubau ganz 
verzichten und trotzdem die weiteren 
Schließungen nach HEP 2015 vorneh-
men zu können.  Dies hätte jedoch eine 
fatale Konsequenz: Wie die Erfahrungen 
aus zurückliegender Zeit ergeben haben, 
waren – auch kurzfristige – Prognosen 
zu Gefangenenzahlen stets unzuverlässig, 
ja geradezu falsch, weil die linearen Sta-
tistiken die Imponderabilien (globaler) 
gesellschaftlicher Entwicklungen und vor 
allem von Wanderungsbewegungen nicht 
involvieren konnten, weil’s auch gar nicht 
geht! Zum anderen wäre der Verzicht auf 
einen Neubau auch deshalb falsch, weil es 
Baden-Württemberg immer noch nicht 
geschafft hat, allen Gefangenen in den 
Anstalten die gesetzlich vorgegebene Ein-
zelunterbringung während der Ruhezeit 
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anbieten zu können. Nach den Zahlen 
des Statistischen Bundesamtes (Stichtag 
30.11.2013) zur Unterbringung von Ge-
fangenen umfasst die Belegungsfähigkeit 
der Vollzugsanstalten in Baden-Württem-
berg insgesamt 7.793 Plätze; davon befin-
den sich 4.815 in Einzelhafträumen und 
2.978 in Gemeinschaftshafträumen. So-
nach können rund 62 Prozent der Gefan-
gen einzeln untergebracht werden, womit 
Baden-Württemberg im Ländervergleich 
auf dem drittletzten Platz liegt. Selbst 
bei einer großzügigen Umwidmung der 
Gemeinschaftsplätze in Einzelhafträume 
würden bei einem gegenwärtigen Gefan-
genenstand von 7000 noch rund 500 bis 
800 Einzelhaftplätze fehlen. Dabei ist die 
Einzelunterbringung gewiss kein Luxus, 
sondern sie ist allein schon für die Sicher-
heit von Bediensteten und Gefangenen, 
zur Gewaltprävention und für die indivi-
duelle Behandlung von eminenter Bedeu-
tung. 

Bereits geplante Erweiterungen 
„einstweilen zurückgestellt“
Trotzdem sind erste Überlegungen, auf 
Haftplatzerweiterungen im Rahmen des 
HEP 2015 zu verzichten, bereits ange-
stellt und umgesetzt: Weil die sinkenden 
Gefangenenzahlen den Druck aus dem 
System nehmen, wurden geplante Erwei-
terungen durch den Bau von Hafthäusern 
in den Anstalten in Mannheim, Ravens-
burg und Adelsheim laut Ministerium 
„einstweilen zurückgestellt“. (vgl. Süd-
west Presse vom 24.02.2015 s.u.)

Auch über den Grund sinkender Gefan-
genenzahlen macht man sich Gedanken. 
So ist im gleichen Pressebericht zu lesen, 
dass „der deutliche Rückgang der Ge-
fangenenzahlen von Experten auf den 
demographischen Wandel zurückgeführt 
wird. „In Haftanstalten sitzen überwie-
gend junge Männer ein“, sagt der Tübin-
ger Kriminologieprofessor Jörg Kinzig. 
„Und davon gibt es einfach weniger.“ Mit 
der Alterung der Gesellschaft nehme die 
Kriminalität ab. „Das ist auch in vielen 
anderen europäischen Ländern zu beo-
bachten“, sagt Kinzig. Selbst in den USA, 
wo die Gefangenenzahlen über Jahrzehnte 
explosionsartig anstiegen, ist seit kurzem 
der Trend rückläufig.

Die Landesregierung kann sich aber 
nicht darauf verlassen, dass es immer so 
weitergeht: Es habe in der Vergangenheit 
oft starke Schwankungen gegeben, die 
nicht durch die Bevölkerungsentwicklung 
erklärbar waren. Außerdem sei die „Inhaf-
tiertenquote“ – also die Gefangenenzahl 
im Verhältnis zur Bevölkerung – in Ba-
den-Württemberg im nationalen und in-
ternationalen Vergleich derzeit sehr nied-
rig. Darauf, dass solche fast paradiesischen 
Zustände von Dauer sind, will man of-
fenbar lieber nicht wetten.“ Zudem ist zu 
erwarten, dass aufgrund von Flüchtlings-
bewegungen und durch gezielte Anwer-
bungen bereits jetzt und künftig vielfach 
junge Leute in unser Land einwandern 
werden, die herzlich willkommen sind, 
aber sicher nicht immer als „unproblema-
tisch“ gelten können.

Gefängnisse werden leerer
Land kann Standorte schließen – Zahl der Gefangenen ist stetig gesunken
„Baufällig, unterbelegt, unrentabel: Viele 
kleine Gefängnisse im Land schließen, 
auch – und besonders – aus Spargrün-
den. Zudem gibt es immer weniger Gefan-
gene. Die Regierung will sich aber nicht 
darauf verlassen, dass das so bleibt.

Es war im Jahr 2007, als sich die da-
malige schwarz-gelbe Landesregierung 
einen großen Umbruch in der Gefängnis-
landschaft vornahm. 

Viele kleine Standorte, deren Gebäu-
de oft schon knapp 100 Jahre auf dem 
Buckel hatten, sollten schließen – und 
dafür zwei große, moderne Anstalten in 
Offenburg und bei Rottweil gebaut wer-
den. „Haftplatzentwicklungsprogramm 
Justizvollzug 2015“ taufte die Regierung 
vor acht Jahren diese Vision.

Doch etwas hat sich seit 2007 gravie-
rend verändert: War das damalige Kon-
zept noch von einer „seit Jahren ange-
spannten Belegungssituation“ im Vollzug 
getrieben, kann davon heute kaum mehr 
die Rede sein. Die Zahl der Gefangenen 
ist stetig gesunken, die Gefängnisse wer-

den leerer. So kann die Landesregierung 
Einrichtungen schließen, die eigentlich 
gar nicht auf der Streichliste standen: 

Das Gefängnis in Ellwangen (Ostalb-
kreis) zum Beispiel soll Ende des Jahres 
ganz aufgegeben werden.“

(Auszug aus: Südwest Presse vom 
24.02.2015, Ressort: Südwestum-
schau, Autoren: Roland Müller und 
Tobias Würth.)

***
„Dass die Außenstelle Crailsheim der so-
zialtherapeutischen Anstalt des Landes 
mit Sitz auf dem Hohenasperg zugemacht 
wird, ist nichts Neues. Schon im Haft-
platzentwicklungsprogramm aus dem 
Jahr 2007 steht, dass die Außenstelle in 
Crailsheim aufgelöst werden soll. Doch 
jetzt gibt es einen konkreten Termin. In 
einem Brief an den hiesigen Landtagsab-
geordneten Helmut W. Rüeck (CDU) 
schreibt Justizminister Rainer Stickelber-
ger (SPD), dass die Außenstelle zum 1. 
Mai geschlossen wird. In Crailsheim mit 
24 Haftplätzen sind seit 1982 drogen-

abhängige Jugendstrafgefangene unter-
gebracht. Drogentherapie im Gefängnis: 
Dieses Crailsheimer Konzept ist einzig-
artig im Land und soll laut Justizminister 
Stickelberger in einer anderen Justizvoll-
zugsanstalt (Außenstelle Oberndorf der 
JVA Rottweil, Red.) fortgeführt werden. 
In dem vierstufigen Crailsheimer Behand-
lungsmodell werden drogenabhängige Ju-
gendstrafgefangene, die mit ihrem Leben 
nicht zurechtkommen und straffällig ge-
worden sind, behandelt. Im Vordergrund 
stehen Einzel- und Gruppengespräche, 
es wird aber auch soziales Training und 
Sport angeboten und es gibt ein breit ge-
fächertes Arbeitsangebot.“

(Auszug aus: Hohenloher Tagblatt in 
SWP-Online vom 14.02.2015,  
Autor: Andreas Harthan)

***
Geschlossen wird ebenso die Außenstel-
le Sachsenheim der JVA Heimsheim. In 
den vergangenen Jahren sei die offene 
Anstalt in Sachsenheim-Hohenhaslach 
nicht ausgelastet gewesen. Von den 68 
Haftplätzen im „Kelterle“ seien im Jahr 
2012 im Schnitt 43 belegt gewesen, in 
den Jahren 2013 und 2014 im Schnitt 
nur noch 37.

„Bei einer Personalversammlung am 
Montag (9. März) sind die insgesamt 18 
Beschäftigten in Sachsenheim von Hu-
bert Fluhr, dem Leiter der JVA Heimsheim, 
informiert worden. In den kommenden 
Wochen werde man nach sozialverträg-
lichen Lösungen für sie suchen.

Das Aus der Einrichtung in Hohen-
haslach kommt im Jubiläumsjahr. 1974 

Außenstelle Crailsheim.  
� Foto: Erwin Zoll/Hohenloher Tagblatt

Außenstelle Sachsenheim.   
� Foto: Martin Kalb/Bietigheimer Zeitung



10   BADEN-WÜRTTEMBERG DER VOLLZUGSDIENST 2/2015

kaufte das Land Baden-Württemberg das 
Areal und richtete die offene Vollzugsan-
stalt ein. Am 1. April 1975 begann hier 
die Arbeit. Am 13. Mai wurden schließlich 
13 ausgesuchte Strafgefangene aus dem 
ganzen Land auf dem Areal untergebracht. 
Im Jahr 2000, in dem ein Festakt zum 
25-jährigen Bestehen abgehalten wurde, 
waren es im Lauf der Zeit 6000 Häftlinge 
gewesen, die das „Kelterle“ von innen 
gesehen hatten. Vorwiegend sogenannte 
„alkoholauffällige Straßenverkehrstäter“ 
kommen bis heute ins „Kelterle“. Daher 
gibt es vor Ort ein entsprechendes An-
gebot mit Einzelberatungen zum Thema 
Alkohol, Vorbereitungen von ambulanten 
und stationären Therapien, Vermittlungen 
in Selbsthilfegruppen, Vorbereitungen für 
die medizinisch-psychologische Begut-
achtung zur Wiedererlangung des Füh-
rerscheins (in Kooperation mit dem TÜV 
Südwest), Schuldnerberatungen und 
mehr. JVA-Chef Fluhr bedauert das Aus 
der offenen Einrichtung sehr, wie er sagt. 
„Sie hat sehr gut funktioniert, es war ein 
idealer Standort, bei dem es alle Ange-
bote gebündelt gab.“ 

(Auszug aus: Bietigheimer Zeitung in 
SWP-Online vom 03.02.2015,  
Autorin: Caroline Holowiecki)

***
„Auch bei Schwäbisch Hall schließt eine 
Einrichtung: Die „landwirtschaftliche 
Außenstelle Klein Komburg“ – ein Bau-
ernhof, auf dem Gefangene im offenen 
Vollzug leben und arbeiten – stellt zum 

1. Mai den Betrieb ein. Das Justizministe-
rium schließt nach mehr als 100 Jahren 
die JVA-Außenstelle aus Kostengründen. 
Mehr als 20 Gefangene werden in die 
Kapfenburg bei Aalen (dann: Außenstelle 
der JVA Schw. Hall, Red.) verlegt, sieben 
Vollzugsbeamte erhalten einen neuen 
Arbeitsplatz. Der Rechnungshof hatte an-
gemahnt, dass die vielen Außenstellen zu 
teuer seien. Die 28 Plätze der Klein Kom-
burg seien im Durchschnitt mit nur 22 
Gefangenen belegt. Der Haller JVA-Leiter 
Mathias Rössle kann das nachvollzie-
hen: „Ich bin nicht glücklich, dass es mei-
ne Komburg trifft, aber ich bin froh, dass 
das Personal erhalten bleibt.“ Die Zahl 
der Bediensteten in Hall sei sehr knapp 
bemessen. Die vier Beschäftigten im all-

gemeinen Vollzugsdienst und die drei 
Beschäftigten in der Landwirtschaft wür-
den möglichst dort eingesetzt, wo sie es 
auch selbst wünschten. In Frage kämen 
die Hauptanstalt in Hall oder der landwirt-
schaftliche Betrieb auf der Kapfenburg.“ 

(Auszug aus: Haller Tagblatt vom 
24.02.2015, Ressort: Schwäbisch Hall, 
Autor: Tobias Würth)

***
Dem BSBD-Landesvorstand ist zweifels-
ohne voll bewusst, dass der Justizvollzug 
keine sentimentale Nostalgieveranstaltung 
ist. Dennoch erlaubt er sich eine kleine 
Reminiszenz zu den Schließungen. Zum 
Zeitpunkt ihrer Einrichtung waren die 
Außenstelle Sachsenheim im Jahre 1975 
und die Außenstelle Crailsheim im Jahre 
1982 mit ihren innovativen Zweckbestim-
mungen im Land Baden-Württemberg 
und wohl auch im Bund einmalig. So fan-
den diese neuen Behandlungsansätze bun-
desweit Beachtung und Anerkennung. 

Die Außenstelle Sachsenheim mit der 
Sonderzuständigkeit für „alkoholauffäl-
lige Straßenverkehrstäter“ war eine der 
ersten offenen Einrichtungen ohne jede 
Sicherheitsvorkehrung im Inneren und 
nach außen, und zwar noch vor Inkrafttre-
ten des StVollzG. Der auch damals nicht 
unumstrittene Standort war Anlass zur 
Bildung eines gemeinsamen Ausschusses 
mit Sachsenheimer Gemeinderäten sowie 
leitenden Mitarbeitern des Justizministe-
riums und der Hauptanstalt Pforzheim 
mit seiner Außenstelle. Die anfängliche 

Skepsis wurde zunehmend 
abgebaut durch die gün-
stige Entwicklung auf-
grund der guten Vollzugs-
arbeit, der disziplinierten 
Betreuung der Gefangenen 
und der Akquirierung von 
Freigänger-Arbeitsplätzen 
– auch in Betrieben der 
Gemeinde Sachsenheim. 
Die Außenstelle war als-
bald wie ein Bestandteil 

der Gemeinde und sie vermochte wohl 
auch das Bild des Justizvollzugs allgemein 
günstig zu beeinflussen, also zu verbes-
sern. Die Außenstelle Sachsenheim wird 
nunmehr Vollzugshistorie, die mehr als 
30 Gefangenen sollen in heimatnahe of-
fene Vollzugseinrichtungen im Land ver-
legt werden und die Bediensteten können 
voraussichtlich in der JVA Heimsheim – 
Jugendstrafanstalt Pforzheim oder in der 
JVA Heilbronn unterkommen.
Der Außenstelle Crailsheim wurde mit 
ihrem Konzept der „Behandlung dro-
genabhängiger Jugendstrafgefangenen“ 
im Jahr 1982 mit viel mehr Skepsis, ja 
mit Widerstand beäugt, da man allge-
mein davon ausging, dass „Drogenthera-
pie in Unfreiheit“ gar nicht möglich sei. 

Dennoch konnte durch den zielgenauen 
Einsatz von Pädagogen, Psychologen/
innen, Sozialarbeitern/innen und fort-
gebildeten Mitarbeitern des allgemeinen 
Vollzugsdienstes sowie des Werkdienstes 
diese Therapiemaßnahme sich etablieren 
und zu einem festen Bestandteil der wirk-
samen Angebote für Jugendstrafgefangene 
werden. Dabei wurde auch das „Crails-
heimer Behandlungsmodell“ (s.o.) fort-
entwickelt und es orientierte sich immer 
wieder an neuen Erkenntnissen. Auch die 
Außenstelle Crailsheim wird nun bald zur 
Vollzugsgeschichte werden. Das bewährte 
Therapiekonzept wird indessen in der 
Außenstelle Oberndorf der JVA Rottweil 
mit günstigeren baulichen Voraussetzung 
fortgeführt. Die 22 Bediensteten der Au-
ßenstelle werden voraussichtlich ihren 
Dienst in der JVA Schwäbisch Hall und 
der JVA Adelsheim sowie im Justizvoll-
zugskrankenhaus Hohenasperg und in 
der Sozialtherapeutischen Anstalt fort-
setzen. Ein weiterer Teil der Mitarbeiter/
innen wird in justizvollzugsexterne Ein-
richtungen wechseln.

Die Klein Komburg war wie alle ande-
ren landwirtschaftlichen Außenstellen im 
baden-württembergischen Justizvollzug 
stets gut geeignet für den gelockerten Ar-
beitseinsatz und die Betreuung von jun-
gen, oftmals schwierigen und einfachen 
Gefangenen, die nicht selten auch Dro-
generfahrung hatten. Gerade landwirt-
schaftliche Arbeit und die Versorgung 
von Tieren erforderte Zeitdisziplin, Ta-
gesstrukturierung und verantwortliches 
Handeln, was die Gefangenen bislang 
kaum gelernt hatten und deshalb in an-
deren freien Arbeitsbereichen regelmäßig  
gescheitert waren. Da im Umkreis von 
Schwäbisch Hall weitere landwirtschaft-
liche Vollzugseinrichtungen durch die 
Außenstelle Hohrainhof (JVA Heilbronn) 
und die Außenstelle Kapfenburg (künftig: 
JVA Schwäbisch Hall) bestehen, können 
auch in Zukunft junge Gefangene in die-
ser besonderen Vollzugsform eingesetzt 
und behandelt werden. Die sieben Be-
diensteten der Außenstelle Klein Kom-
burg werden wunschgemäß zur Hauptan-
stalt Schwäbisch Hall und zur Außenstelle 
Kapfenburg versetzt werden. 

Dem BSBD-Landesvorstand ist völlig 
klar, dass mit diesen Maßnahmen die 
Überlegungen zur Strukturerneuerung 
und Strukturertüchtigung des Justiz-
vollzugs in Baden-Württemberg nach 
dem HEP 2015 und dessen noch aus-
stehender Fortschreibung noch nicht 
beendet sein werden. Zunächst gehen 
wir aber davon aus, dass für dieses umfas-
sende Strukturprogramm nunmehr über 
die Standortfrage für den Neubau einer 
JVA im südwürttembergischen Bereich 
endgültig entschieden wird. � wok

Außenstelle Klein Komburg. � Foto: Ufuk Arslan/Haller Tagblatt
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Vollzugsfragen 1-2-3 ungelöst
• JVA-Standortsuche 
• Islamisten im Gefängnis 
• Gewalt gegen Bedienstete und Schmerzensgeld

Die unendliche Geschichte der süd-
württembergischen Standortsuche
Wir haben schon vielfach zu dieser Fra-
ge berichtet. Nun scheint sich eine reelle 
Konzentration auf vier (oder 5?) Stand-
orte in Rottweil oder in Meßstetten an-
zubahnen. Der Standort in Tuningen ist 
wegen Ablehnung durch Bürgerentscheid 
außen vor und der Standort Weigheim 
als Ortsteil von Villingen-Schwenningen 
ist offenbar ungeeignet. 
In einer Pressemitteilung des Justizmi-
nisters vom 30. Januar 2015 ist nun zu 
lesen: „Die aktuellen geologischen und 
liegenschaftlichen Untersuchungen 
haben ergeben, dass die Standortvor-
schläge Esch, Hochwald und Bitzwäldle 
bei Rottweil sowie das Gelände der 
ehemaligen Zollernalb-Kaserne bei 
Meßstetten grundsätzlich für die An-
siedelung einer Justizvollzugsanstalt 
in Betracht kommen“, erklärten Justiz-
minister Stickelberger und Finanz- und 
Wirtschaftsminister Schmid am Freitag 
in Stuttgart.
Die weiteren Standortvorschläge Weig-
heim bei Villingen-Schwenningen und 
Stallberg bei Rottweil scheiden dagegen 
aus dem Suchlaufverfahren aus. Die geo-
logischen Verhältnisse an diesen Standor-
ten sowie der Grundstückszuschnitt bei 
Weigheim lassen den Bau einer Justiz-
vollzugsanstalt dort nicht zu.“
Allerdings haben sich einige Politiker 
doch wieder an den Stallberg erinnert, 
der zu Beginn des Jahrtausends als fa-
vorisierter Standort galt – bis Probeboh-
rungen im Jahr 2008 eine problematische 
Gipsschicht im potentiellen Bauunter-
grund ergaben, die die Stabilität des Ge-
fängnisses beeinträchtigen könnte.

***
Jetzt titelte der Gränzbote vom 
13.02.2015 (Autor: sz/sbo): „JVA: Grü-
ne wollen den Stallberg. Partei appel-
liert an Landesregierung und begrün-
det Entscheidung mit Bürgerwillen.“ 
Und am selben Tag schrieb der Schwarz-
wälder Bote: „Stallberg-Brief kommt 
daher wie die alte Fasnet.“
Es bleibt also kurios und man könnte ru-
hig zuwarten, wenn sich nicht die Nei-

gung zu Meßstetten offenbar verfestigen 
würde. 

Hierzu ein weiterer Titel aus: zollern
albkurier.de vom 09.02.2015 (Autor: 
Klaus Irion): „Dreifaches Ja zu Meß-
stetten – Landtagsabgeordnete und 
Bitzwald-BI (Bürgerinitiative, Red.) für 
Gefängnis in ehemaliger Kaserne. – 
Nein zum Bitzwald, Ja zu Meßstetten: 
Die Landtagsabgeordneten Hans-Martin 

Haller (SPD) und Günther-Martin Pau-
li (CDU) haben sich nach der jüngsten 
Gefängnis-Standort-Vorauswahl eindeu-
tig positioniert.“

***
Hinzu kommt nach einem dem BSBD 
zugegangenen Gerücht, dass – wie Ende 
2010 beim „Bitzwäldle“ – die Spitze der 
Landesregierung eine wie auch immer 
geartete emotionsgesteuerte Zusage zum 
Standort Meßstetten gegeben haben soll 
– sozusagen als Konversionsleistung für 
die Bundeswehrkasernen.

Zu all dem bezieht auch der BSBD-
Landesvorstand deutlich Position: Der 
Standort Meßstetten ist aus unserer 
Sicht völlig ungeeignet:
• �Er befindet sich nicht im ursprünglich 

vom Finanz- und Justizministerium 
klar festgelegten südwürttembergischen 
Standortgebiet für den Suchlauf.

• �Meßstetten erfüllt verkehrstechnisch 
keinerlei Voraussetzungen für den Be-
trieb einer JVA: ein Autobahnanschluss 
ist über 40 km weit entfernt, eine Bahn-
station fehlt. Dadurch werden Gefange-

nentransporte und Sachzulieferungen 
unverhältnismäßig kompliziert, lang-
wierig und teuer.

• �Hinsichtlich der weiteren Struktur-
maßnahmen im Justizvollzug ergäben 
sich bei Meßstetten nahezu unüber-
windliche Schwierigkeiten für die 
dort tätigen Bediensteten. Nach ei-
ner Inbetriebnahme einer JVA Meß-
stetten würden gemäß HEP 2015 die 
Hauptanstalt Rottweil mit ihren Au-
ßenstellen Hechingen, Oberndorf und 
Villingen-Schwenningen sowie die JVA 
Waldshut-Tiengen und evtl. die Au-
ßenstelle Tübingen der JVA Rottenburg 
geschlossen werden. Dadurch müssten 

alle Kolleginnen und Kollegen aus ih-
ren ursprünglichen Anstalten entspre-
chend „umgesetzt“ werden, um ihren 
Dienst in Meßstetten ausüben zu kön-
nen. Schon ein Blick auf die Landkarte 
– oder in „Google-Maps“ – zeigt, dass 
die Entfernungen – mit welchem Ver-
kehrsmittel auch immer – für den all-
täglichen Diensteinsatz und besonders 
für Schichtdienst Leistende unüber-
brückbar sind und nicht zu bewältigen 
sein werden.

Der BSBD spricht sich deshalb eindeu-
tig und nachdrücklich für einen Stand-
ort in bzw. bei Rottweil aus. Neben der 
guten Verkehrsanbindung zählen hier 
vor allem die seit langem gewachsenen, 
belastbaren und nachhaltigen Strukturen 
im Bereich der Justiz, die sich für die 
Vollzugsbediensteten bestmöglich sozi-
alverträglich auswirken können. Diese 
Struktur in Rottweil ist geprägt als ein 
bedeutender südwürttembergischer 
Justizstandort mit einem Landgericht 
und einer Staatsanwaltschaft – dahin 
gehört auch ein Gefängnis!� wok

Zollernalb-Kasernen Meßstetten. � Foto: Ministerium f. Ländlichen Raum und Verbraucherschutz. 
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Islamisten im Vollzug: WAS TUN ?
Mehrere hundert Ermittlungsverfahren gegen islamistische Straftäter

Es sind erst einige da, aber es werden 
noch mehr kommen: Islamisten, Sa-
lafisten und Dschihadisten in die Ge-
fängnisse der Länder. Es macht aber 
keinerlei Sinn, schon im Vorfeld Hor-
rorszenarien aufzumachen, wie dies 
mancher Eindruck erwecken könnte.  

Nach einer Reportage in „tagesschau.
de“ (Autor Volker Siefert, HR) vom 
16.01.2015 laufen „derzeit bundesweit 
mehrere hundert Ermittlungsverfahren 
gegen islamistische Straftäter - Tendenz 
steigend. 

Auch mit Blick auf die Anschläge in Pa-
ris wächst die Sorge, dass Gefängnisse zu 
Brutstätten für den Terror werden. Darauf 
vorbereitet ist der deutsche Strafvollzug 
bisher nicht.

Laut Generalbundesanwalt laufen der-
zeit bundesweit mindestens 300 Ermitt-
lungsverfahren gegen mutmaßlich islami-
stisch motivierte Straftäter. Hinzu kommen 
noch zahlreiche Ermittlungen gegen 
die mindestens 550 Dschihadisten aus 
Deutschland wegen ihrer Kampfeinsätze 
für den Islamischen Staat (IS). Geplante 
Anti-Terrorgesetze dürfte die Zahl der Ver-
fahren noch weiter nach oben treiben.“ 

Mit dieser recht dramatischen Sicht-
weise im Hintergrund haben die Jus
tizministerien von Bayern und Baden-
Württemberg eine gemeinsame Tagung 
ausgerichtet und erste Eckpunkte zur 
Bewältigung dieser Problematik gesetzt 
– hierzu ein Auszug aus der gemein-
samen Pressemitteilung vom 2. März 
2015: „Der bayerische Justizminister 
Prof. Winfried Bausback betont, dass die 
Bekämpfung des islamistischen Terroris-
mus nicht nur die Sicherheits- und Ermitt-
lungsbehörden angehe, sondern vielmehr 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
sei. „Mit Blick auf die sogenannten Syri-

enheimkehrer und das Phänomen der 
Salafisten sind die Justizvollzugsanstalten 
allerdings in besonderer Weise betroffen. 
Denn in der Haft treffen ideologisierte 
Dschihadisten häufiger auf eine anfäl-
lige Klientel.“ Die beste Lösung könne 
aber nicht in einer generellen Isolierung 
entsprechender Islamisten oder in deren 
Zusammenlegung abgesondert von ande-
ren Gefangenen liegen. „Gerade hier ist 
Resozialisierung gefragt, das muss auch 
hier oberstes Ziel sein – die barbarische 
demokratiefeindliche Ideologie auch 
bei deren Anhängern konsequent zu be-
kämpfen“, so Bayerns Justizminister ab-
schließend. 

Die Ministerialdirektorin des baden-
württembergischen Justizministeriums 
Inken Gallner sprach von einem „regel-
rechten Drahtseilakt“, den der Justiz-
vollzug zu bewältigen habe. „Einerseits 
müssen wir eine Radikalisierung unter 
Gefangenen zuverlässig erkennen und 
wirkungsvoll unterbinden. Auf der an-
deren Seite dürfen wir nicht den Fehler 
begehen, alle Gefangenen muslimischen 
Glaubens unter Generalverdacht zu stel-
len“, sagte die Ministerialdirektorin. Der 
gemeinsame fachliche Austausch sei 

wichtig, um die bestehenden Instrumen-
tarien weiterentwickeln und sinnvoll er-
gänzen zu können.“
Auch der BSBD-Landesvorsitzende kam 
in dieser Angelegenheit zu Wort, und zwar 
in der Badischen Zeitung Freiburg vom 
09.02.2015 (Autorin: Annemarie Rösch) 
Titel: „Gespräche statt Isolation“ „Deut-
sche Gefängnisse brauchen Deradikali-
sierungsprogramme“

„Zurzeit sitzen in Baden-Württemberg 
neun Männer wegen der Bildung einer 
terroristischen Vereinigung in Haft. Al-
lerdings unterscheidet das Ministerium 
nicht danach, wer wegen islamistischer, 

links- oder rechtsextremistischer Straf-
taten einsitzt. Wie viele Islamisten darun-
ter sind, bleibt also unklar.
„Bei uns gibt es noch kein Krisenszena-
rio“, bestätigt Gewerkschafter Alexan-
der Schmid, Landesvorsitzender des 
Bundes der Strafvollzugsbediensteten 
die Einschätzung des Justizministeriums. 
Gleichwohl plädiert er dafür, für die Zu-
kunft vorzusorgen. Immerhin sind nach 
Einschätzung der Behörden zurzeit rund 
600 Islamisten aus Deutschland nach 
Syrien ausgereist, um in den Reihen des 
IS zu kämpfen. „Wenn die zurückkehren, 
müssen wir davon ausgehen, dass auch 
etliche hier bei uns im Gefängnis landen.“ 
Er plädiert dafür, sich besser auf diese Si-
tuation vorzubereiten.
„Wir brauchen mehr Personal und spezi-
elle Schulungen über den Islamismus“, 
sagt Schmid.“ Ein Vergleich mit der Un-
terbringung von RAF-Terroristen in den 
1970er und 80er Jahren ist indessen 
untauglich. Personen und Umstände sind 
völlig anders und auch das vollzugsinter-
ne Umfeld und die Strukturen haben sich 
erheblich geändert. Eines sollte aber klar 
sein: eine Unterbringung von Islamisten in 
gesonderten abgeschotteten Abteilungen 
oder gar in eigenen Anstalten sollte auf 
jeden Fall vermieden werden. Hier gingen 
die permanente gegenseitige Radikalisie-
rung und ideologische Bestätigung über 
jedes  Maß hinaus. Bereits in der Gefäng-
nisforschung der 1960er Jahre konnte 
gezeigt werden, dass bei der Bildung all-
zu homogener Gefangenengruppen eine 
„Gemeinschaft im Negativen – im Bösen“ 
entsteht (Horst Schüler-Springorum). Und 
man müsste sich auch die Frage stellen, 
welche Kollegen oder Kolleginnen in einer 
solchen „islamistischen“ Sondereinrich-
tung arbeiten sollen. Gleichwohl muss 
bei gemeinschaftlicher Unterbringung der 
Beeinflussung und möglichen Ansteckung 
von eventuell anfälligen (muslimischen) 
Mitgefangenen hohe Achtsamkeit gewid-
met werden. Dies wäre wohl am ehesten 
möglich bei überschaubaren Insassen-
gruppen mit ständig zugeteiltem Personal.

Und hier hat der BSBD auch Grund 
zum kritischen Anknüpfen: Nur einen 
Monat nach den grausamen Ereignissen 
bei dem Satiremagazin „Charlie Hebdo“ 
und einem koscheren Supermarkt in Pa-
ris erschien in den Badischen Neuesten 
Nachrichten vom 05.02.2015 (Autor: 
Nico Pointner) folgender Artikel: „131 
Stellen zur Terror-Abwehr – Die grün-ro-
te Landesregierung wappnet sich. – Zur 
Abwehr islamistischen Terrors stockt die 
Landesregierung die Sicherheitsbehör-
den im Südwesten auf. Die Polizei soll um 
105 Stellen und der Verfassungsschutz 
um 15 Stellen verstärkt werden, wie Mi-
nisterpräsident Winfried Kretschmann 

„Salafisten“ bei einer Veranstaltung in Frankfurt a.M.	� Foto: FAZ-online
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(Grüne) in Stuttgart mitteilte. In der Jus
tiz würden elf neue Posten geschaffen 
(für Staatsanwaltschaften und Gerichte, 
Red.)…. Das ‚Antiterror-Paket‘ kostet das 
Land laut Innenministerium 27 Millionen 
Euro.“
Der BSBD fragt sich verwundert: Und wir 
im Vollzug? Wir werden am längsten mit 
diesen gefährlichen unberechenbaren 
Insassen und mit ihrer verblendeten 
menschenverachtenden  Ideologie zu 
tun haben, nämlich tagtäglich und rund 
um die Uhr und womöglich über viele 
Jahre hinweg. Allein für die strukturelle 
und persönliche Stabilität brauchen wir 
mehr Leute! Der BSBD hätte vom Justiz-
ministerium erwartet, dass auch hier 
Bedarf angemeldet und nachdrücklich 
durchgesetzt wird.
Letzte Meldung aus: STUTTGARTER 
ZEITUNG.DE vom 12.03,2014 – (Autor: 
Reiner Ruf) – „Baden-Württembergs 
Innenminister Reinhold Gall (SPD) legt 
eine neues Sicherheitspakt vor. Lange 
geplante Stellenstreichungen werden 
zurückgenommen, Ausbildungskapa-
zitäten erhöht.“ – „Nach dem kürzlich 
vorgestellten Antiterrorpaket gegen die 
islamistische Bedrohung schnürt Baden-
Württembergs Innenminister ein weiteres 
Sicherheitspaket… zur Bekämpfung der 
(ausufernden) Einbruchskriminalität. Um 
möglichst schnell die Ermittlungskapa-
zitäten der Polizei zu erhöhen, sollen im 
anstehenden Nachtragshaushalt 1,6 Mil-
lionen Euro für die Entlohnung von Über-
stunden veranschlagt werden. Die Über-
stunden werden dann nicht mit Freizeit 
abgegolten, sondern mit Geld. …Für die 
Schlagkraft der Polizei langfristig wich-
tiger aber ist eine zweite Entscheidung: 
226 Stellen des Polizeivollzugsdienstes, 
die nach der langfristigen Planung des 
Innenministeriums entfallen wären, wer-
den dauerhaft in  den Stellenplan der Po-
lizei übernommen. Die entsprechenden 
„kw-Vermerke“ („kann wegfallen“) wer-
den gestrichen. Schließlich erhöht das 
Innenministerium vorübergehend die 
Ausbildungskapazitäten der Polizei. Der-
zeit stellt das Land pro Jahr 750 bis 800 
Polizeianwärter ein. In den Jahren 2017 
und 2018 sollen jedoch insgesamt 2800 
Jungpolizisten zu vier Einstellungstermi-
nen ihre Ausbildung aufnehmen.“ 
Wenn dadurch die  Ermittlungserfolge und 
die Aufklärungsquoten wieder steil anstei-
gen, was der BSBD der Polizei uneinge-
schränkt wünscht, wird es alsbald auch 
wieder deutlich mehr Untersuchungs- und 
Strafgefangene in den Landesgefängnis-
sen geben. Deshalb wünscht der BSBD 
gleichermaßen, dass auch entsprechend 
Mittel zur Personalverstärkung im Justiz-
vollzug in die Regierungshand genommen 
werden.� wok

Schadensersatz durch staatliche Vorleistung
dbb fordert Schutzmaßnahmen gegen Attacken und Beleidigungen

Gewalt gegen Beamte und Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst war eines der zen-
tralen Themen bei der dbb Jahrestagung 
in Köln vom 11. bis 13. Januar 2015. 
Dabei ging es vor vielen hochkarätigen 
Teilnehmern aus Politik, Verwaltung und 
Verbänden nicht nur um gewalttätige 
Übergriffe, Widerstandshandlungen und 
Beleidigungen gegenüber von Polizeibe-

amten (und Justizvollzugsbediensteten), 
sondern ebenso um andere Mitarbeiter/
innen in Ämtern und Einrichtungen (s.u.).

In seinem Hauptvortrag hat der dbb-
Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 
u. a. ausgeführt: „Staatsdiener klagen 
über Anfeindungen und Gewalt. Die Ag-
gression gegen Mitarbeiter des Öffentli-
chen Dienstes nimmt zu. Der Beamten-
bund fordert konkrete Schutzmaßnahmen 
gegen Attacken und Beleidigungen. 

Polizisten und viele andere Staatsbe-
dienstete müssen stets mit Übergriffen 
rechnen. Die Zunahme von Aggression ist 
ein gesellschaftliches Phänomen. Doch 
immer häufiger entlädt sie sich gegen 
staatliche Institutionen und Bedienstete. 
„Die Bedrohung gegenüber Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes ist präsent und 
virulent“, sagte der Beamtenbund-Vorsit-
zende. 

„Zunehmend geraten Mitarbeiter der 
Jobcenter in den Blickpunkt: Zuletzt er-
lag Anfang Dezember ein 61-jähriger Be-
schäftigter in Rothenburg ob der Tauber 
nach einem Messerangriff seinen Ver-
letzungen. Auch Gerichtsvollzieher oder 
Sachbearbeiter im Finanzamt, die Zöllner 

der Finanzkontrolle Schwarzarbeit, Zug-
begleiter in S-Bahnen, Mitarbeiter der 
Ordnungsämter und Führerscheinstel-
len sowie Angehörige des Medizinischen 
Dienstes bei Feststellung der Pflegestufe 
– sie alle können von Ausbrüchen unzu-
friedener Menschen berichten. In einer 
Untersuchung der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung in NRW ist von ei-
ner „fast als alltäglich empfundenen Be-
leidigungskultur“ die Rede. Die Wildwest-
Methoden sind vielfältig: Die Bandbreite 
reiche von der Beschimpfung am Schalter 
oder Telefon bis zu Rüpeleien und körper-
lichen Attacken.“

Und abschließend heißt es in dem lan-
gen Artikel: „Generell riskant ist auch die 
Arbeit im Gefängnis: Am 20. August 2014 
kam es in der Jugendhaftanstalt Adels-
heim (Neckar-Odenwald-Kreis) zu einer 
Massenschlägerei von Häftlingen. Von 
16 Beamten, die schlichten wollten, sind 
sechs nun dienstunfähig. In einer Über-
sicht für die CDU-Landtagsfraktion hat 
das baden-württembergische Justizminis
terium im Herbst 123 schwere Vorfälle 
binnen zehn Jahren aufgelistet. Demnach 
waren die Justizvollzugsbeamten im Süd-
westen im Vorjahr an die 15-mal Leidtra-
gende massiver Attacken.“

(Auszug aus: STUTTGARTER ZEITUNG 
vom 13. Januar 2015, Autor: Matthias 
Schiermeyer)

***
Der bayerische Innenminister Joachim 
Herrmann (CSU) hat mehr Schutz für die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
vor psychischer und physischer Gewalt 
gefordert. „Der Rechtsstaat muss die 
schützen, die uns schützen – das gilt für 
alle Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes“, sagte er am 12. Januar 2015 bei der 
dbb Jahrestagung in Köln. 

Wenige Tage später – am 16. Januar 
2015 – erschien im STAATSANZEIGER 

Innenminister Herrmann (CSU).  
� Foto: Bayrisches Staatsministerium

dbb-Bundesvorsitzender Klaus Dauderstädt. 
� Foto: dbb
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für Baden-Württemberg ein von Redak-
teur für Politik & Verwaltung Michael 
Schwarz verfasster Artikel mit dem Titel: 
„Gewalt gegen Beamte – Beim Schmer-
zensgeld geht Bayern in Vorleistung“

Darin wird ausgeführt, dass Baden-
Württemberg trotz der Gewährleistung 
eines hohen Schutzes für seine Beam-
ten in einem Punkt hinter Bayern zurück-
bleibt: „Beim Schmerzensgeld muss der 
Beamte im Südwesten darauf hoffen, 
dass der Täter zahlungsfähig ist. Der Frei-
staat geht in Vorleistung.“
Auch im Justizvollzug haben Respektlo-
sigkeit, verbale und tätliche Angriffe auf 
Bedienstete beiderlei Geschlechts stetig 
zugenommen. Dabei erleben wir es im-
mer wieder, dass auf Forderungen nach 
Schadensersatz und nach Schmerzens-
geld, ja selbst auf Meldungen oder auf 
Strafanzeigen verzichtet wird, weil dies 
– mangels Masse beim Verursacher – oh-
nehin erfolglos erscheint oder auch Ver-
fahren wegen Geringfügigkeit eingestellt 
werden (§154 StPO: Abwägung der zu er-
wartenden Strafe gegenüber der bereits 
verhängten Strafe(n) oder Maßregel(n).

BSBD: Bayern ist ein nachahmens-
wertes Beisspiel
Der BSBD meint, dass hier das Land 
dem nachahmenswerten Beispiel des 
Nachbarstaates folgen müsste. Deshalb 
hat der Landesvorsitzende Alexander 
Schmid umgehend Kontakt mit dem 
Polizeibeamten Ralf Kusterer aufgenom-
men, der zugleich auch Erster stv. Vorsit-
zender des DPolG-Landesverbandes und 
Vorsitzender des Hauptpersonalrats im 
Innenministerium ist. 
Hierzu hat Alexander Schmid geschrie-
ben: „Gerade bei uns im Vollzug ist es 
ja meist so, dass nichts zu holen ist. Du 
erstreitest Dir einen Titel und hast doch 
nichts davon – das ist frustrierend. So 
werden Kollegen zum zweiten Mal zum 
Opfer. Mein Gedanke war, ob wir da 
nicht gemeinsam aktiv werden könnten 
und eine gemeinsame diesbezügliche Ini
tiative beim zuständigen Innenministeri-
um starten sollten?
Dieser Vorschlag wurde von Ralf 
Kusterer sofort und gerne aufgegriffen 
und zwischenzeitlich hat auch der ehe-
malige Staatssekretär Ingo Rust zugesagt, 
die Frage der Vorleistung durch das Land 
bei Schmerzensgeldfällen dem Innen-
minister und Justizminister von Baden-
Württemberg vorzutragen.� wok

Mehrfachgeneralagentur Finanzvermittlung 
Andreas Wendholt  
Prälat-Höing-Str. 19 · 46325 Borken-Weseke

5. und 6. März 2015:

Personalräte des BSBD-Landesverbandes 
trafen sich in Hößlinsülz
Informationen und kollegialer Austausch auf höchstem Niveau

Es ist schon gute Tradition, dass der 
BSBD seit vielen Jahren seine Per-
sonalräte zu einer Jahrestagung ver-
sammelt und dabei einerseits Raum 
für Informationen auf höchstem Ni-
veau und andererseits beste Gele-
genheit für den so wichtigen kollegi-
alen Austausch bietet.

Gerade vor diesem Hintergrund ist es 
dem BSBD auch wichtig, diese Fachta-
gung an einem inspirierenden Ort – ger-
ne auch in landschaftlich reizvoller Kulis-
se – durchzuführen. Diesen Rahmen bot 
das Landhotel Roger in Hößlinsülz schon 
zum wiederholten Mal. So konnte der 
Vorsitzende des Hauptpersonalrates und 
erste stellv. Landesvorsitzende des BSBD 
– Georg Konrath – nicht nur fast 40 Per-
sonalräte aus allen Justizvollzugsanstalten 
des Landes, sondern auch hochkarätige 
Referenten begrüßen, so den Personalre-
ferenten der Abteilung Justizvollzug im 

Justizministerium – Ministerialrat Oliver 
Weik – und die stellvertretende Landes-
vorsitzende des Bundes der Rechtspfleger 
und Mitglied im Vorstand des Hauptper-
sonalrates – Monika Haas – sowie den 
Landesvorsitzenden des BSBD – Alexan-
der Schmid.

Schon „Tag Eins“ hatte es wahrlich 
in sich. Nachdem Georg Konrath die 

Anwesenden begrüßt hatte, ging es ohne 
Umschweife direkt weiter mit den Aus-
führungen zu „BSBD in Politik und 
Medien“ durch Alexander Schmid. Der 
Landesvorsitzende führte aus, wo seines 
Erachtens derzeit die Großbaustellen aus 
Sicht der Beschäftigten des Justizvollzuges 
liegen und wie der BSBD versucht, hier 
zu Lösungen zu kommen. Dabei stellte er 
eindrücklich dar, in welch großem Um-
fang der BSBD mittlerweile in den Frak-
tionen des Landtages und in den Medi-
en als die „Stimme der Beschäftigten“ 
gesehen wird. Besonderen Wert legte 
Alexander Schmid auf die Feststellung, 
dass es nun gelte, der Politik deutlich zu 
machen, dass endlich „geliefert“ werden 
müsse. Das Forderungspapier des BSBD 
aus dem Spätherbst 2014 sei auf gutem 
Weg, neben den Forderungen, die sich 
aus der Arbeit der Expertenkommission 
ergeben werden, eine wesentliche Grund-
lage für den zweiten Nachtragshaushalt 

2015 zu werden. „Was dabei am Ende für 
die Kolleginnen und Kollegen an längst 
überfälligen Verbesserungen rauskommt, 
daran werden wir die Politik auch im 
Hinblick auf die Landtagswahlen 2016 
messen.“ so Schmid wörtlich.

Der Nachmittag gehörte dem Perso-
nalreferenten der Abteilung IV. Ministe-
rialrat Weik, der traditionell bei diesen 

Die Personalräte/innen der JVAs mit Ministerialrat Weik, HPR-Vorsitzenden Konrath und dem BSBD-
Landesvorsitzenden Alexander Schmid. � Foto: BSBD LV-BW
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Fachtagungen des BSBD anwesend ist 
und die Kolleginnen und Kollegen über 
alle derzeit relevanten Themen des Justiz-
vollzuges im Lande informiert. 

So waren seine Themen: die Schließung 
von Einrichtungen, die Ausschreibungs-
verfahren für Anwärter/innen des VD, 
Dienstpostenbewertung, Belegungssitu-
ation, Mehrarbeit, Fehlzeiten, Gesund-
heitsmanagement, Mitarbeiterbefragung, 
Dienstunfallfürsorge, Aus- und Fortbil-
dung, Laufbahn- und Beurteilungsrecht 
sowie Baumaßnahmen. 

Ein umfangreicher Katalog, der die 
Personalräte in seinen Bann zog und die 
Stunden wie im Fluge vergehen ließ. Den 
Abschluss bildete eine Gesprächs- und 
Diskussionsrunde mit Ministerialrat 
Weik.

„Tag Zwei“ war der Tag des Themas 
Hauptpersonalrat. Der Vorsitzende des 
HPR Georg Konrath stellte in seinen 
Ausführungen sehr anschaulich dar, wel-
che überragende Bedeutung für die Stel-
lung des Justizvollzuges die erfolgreiche 
Arbeit im Hauptpersonalrat hat. 

Daher sei es sehr erfreulich, dass mit Ge-
org Konrath und Alexander Schmid nun 
auch Michael Schwarz in den Hauptper-
sonalrat der Justiz gewählt worden sei. 
Michael Schwarz sei als stellvertretender 
Landesvorsitzender eine Bereicherung 
und gleichzeitig auch eine deutliche Ent-
lastung. 

Das Motto „Gemeinsam geht es bes-
ser“ gilt eben auch für die Lobbyarbeit 
im Hauptpersonalrat. Besonders wichtig 
war es Georg Konrath, der zu seiner Un-
terstützung die Leiterin der Geschäfts-
stelle des Hauptpersonalrates – Ute Eble 
– mit einladen konnte, auch auf die Fra-
gen und Anliegen der vielen neugewähl-
ten Personalräte/innen einzugehen. „Wir 
werden Sie, wo immer Sie dies wünschen, 
unterstützen“, so Georg Konrath.

Den spannenden Abschluss der Tagung 
bildeten die kompakt vorgetragenen Aus-
führungen von Monika Haas zum The-
ma „Wo finde ich was, Hilfe zur Selbst-
hilfe bei der Recherche“. Ihr Ziel war 
es, den Kollegen/innen anhand von Pra-
xisbeispielen nahe zu bringen, wie und 
auf welche Weise sie in den vorhandenen 
juristischen Datenbanken und sonstigen 
justiziellen Informationsquellen  Fragen, 
die an die Personalräte heran getragen 
werden, selbst klären können. Ihr dazu 
überreichtes Handout wird mit Sicher-
heit eine wertvolle Hilfe für die Kollegen/
innen sein. 

Mit dem Versprechen, sich im näch-
sten Jahr wieder unter dem Dach des 
BSBD zu treffen, entließ Georg Kon-
rath zusammen mit Alexander Schmid 
die Kolleginnen und Kollegen in ein son-
niges Wochenende.� asm/wok

Erste Zusammenkunft der  
neugewählten BSBD-Personalräte
Regionalkonferenz Nordbaden am 3. Dezember 2014 in der JVA Adelsheim
Teilnehmer: JVA Adelsheim: Kolle-
ginnen Muratore und Späth (zeitwei-
se ) Kollegen Frei, Jurak, Steinam und 
Mechler. – JVA Heimsheim: Kollegen 
Prange und Braun. – JVA Karlsruhe: 
Kollege Rapold. JVA Pforzheim: Kolle-
gen Lehrer und Raschke-Braun. – JVA 
Bruchsal: entschuldigt. – BSBD-Lan-
desvorsitzender Alexander Schmid 
bis 12:30 Uhr.

Am 3. Dezember 2014 trafen sich erst-
mals die neugewählten Personalräte des 
BSBD zur Regional-
konferenz Nordbaden 
in der JVA Adelsheim 
und wurden dort um 
9:00 Uhr vom Vorsit-
zenden des örtlichen 
Personalrats aus Adels-
heim – Koll. Mech-
ler – begrüßt. Danach 
wurden die Teilnehmer 
durch Herrn Dr. Blan-
ke von der Anstaltslei-
tung willkommen ge-
heißen. Er stellte kurz 
das Profil der Jugend-
strafanstalt Adelsheim 
vor und er wurde auch 
mit durchaus kritischen Fragen der An-
wesenden konfrontiert. Im Anschluss 
ging er noch etwas an den anstehenden 
Diskussionsbedarf ein.

Nach der Vorstellungsrunde der einzel-
nen Teilnehmer berichtete der Landesvor-
sitzende Schmid in seinem Vortrag über 
folgende aktuellen Verbandsthemen:
• �die Wahlen 2014 zum Hauptpersonal-

rat (HPR);
• �eine PR-Schulung des BSBD am  

05. und 06.03.2015;
• �den Orientierungsrahmen und das 

Stundungsmodell;
• �den neu gestalteten Verbandskalender 

2015, wobei dieser durch die Anwe-
senden als sehr gelungen bezeichnet 
wurde.

• �Er gab eine Reihe von Beispielen zu 
seinen Terminen auf allen verbands- 
und personalpolitischen Ebenen.

• �Er wies auf die Premiummitgliedschaft 
mit dem Seniorenverband öffentlicher 
Dienst BW und auf das BBW-Magazin 
sowie

• �auf die Mitarbeiterbefragung zu  
Gesundheitsangelegenheiten im  
Justizvollzug hin.

• �Er ging auf das Positions- und  
Forderungspapier des BSBD ein und 

er teilte die darauf ergangenen Reakti-
onen aus der Politik mit.

• �Auch informierte er über die Experten-
kommission.

• �Letztendlich wurde auf die Vorkomm-
nisse in der JVA Bruchsal und der JVA 
Adelsheim eingegangen, was verständ-
licherweise einen sehr großen Zeit-
block in Anspruch nahm.

Danach wurden Anfragen an den Lan-
desvorsitzenden gestellt bzgl. des Rechts-
schutzes durch den BSBD, hier insbeson-
dere zu den regelgerechten Abläufen und 

den gelegentlich auftretenden Schwie-
rigkeiten. Hierzu und auch bei anderen 
Problemanzeigen bot Alexander Schmid 
jegliche Hilfestellung durch den Verband 
an. Nach dem anschließenden Gruppen-
bild musste sich der Landesvorsitzende 
verabschieden, da er noch zwei weitere 
Termine anstehen hatte.

Sodann wurde nach dem gemeinsamen 
Mittagessen eine kleine Anstaltsführung 
durchgeführt, bei der insbesondere von 
den Veränderungen innerhalb der An-
stalt seit der Massenschlägerei während 
des Hofgangs berichtet wurde.

Brennpunkte angesprochen
Danach wurden Brennpunkte aus den 
einzelnen Anstalten angesprochen – wie 
zum Beispiel: zunehmende Vergehen von 
Gefangenen, und dass sich in den Voll-
zugsanstalten Vorkommnisse mehren, 
wobei diese zum Teil gar nicht mehr ge-
meldet werden. Es wurde berichtet, dass 
trotz Unterbesetzung in einer JVA Über-
stunden angemahnt werden.

Darüber hinaus wurde auf das Wie-
dereingliederungsmanagement über die 
Anstaltsleitung hingewiesen und über 
die Probleme bei der Anerkennung von 
Dienstunfällen diskutiert.

Die Teilnehmer der PR-Regionalkonferenz Nordbaden mit dem Landes-
vorsitzenden Alexander Schmid (re.) � Foto: BSBD-LV
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BSBD-Ortsverband Offenburg:

Boris Rexter im Amt des Vorsitzenden bestätigt
Entprivatisierung der JVA Offenburg ist nun endlich über die Bühne gegangen

Am Abend des 26. November 2014 
traf sich der BSBD-Ortsverband Of-
fenburg zu seiner Jahreshauptver-
sammlung in der Gaststätte Feld-
schlössle in Offenburg.

Nachdem der Vorsitzende Boris Rexter 
die anwesenden Mitglieder, Pensionäre 
und Gäste begrüßt hatte, wurde ein 
Imagefilm des BSBD-Bundesverbandes 
gezeigt; dieser Film war in der JVA Bran-
denburg gedreht worden. Im Anschluss 
an diese Vorführung übergab Boris Rex-
ter das Wort an die Vertreter der BGV-
Versicherung, welche die Gelegenheit 
gerne angenommen hatten, sich als Koo-
perationspartner des BSBD zu präsentie-
ren. Nach den kurzen Ausführungen der 
BGV ergriff wieder der OV-Vorsitzende 
das Wort und legte seinen Tätigkeitsbe-
richt vor. Im vergangenen Jahr sei viel 
passiert innerhalb der JVA Offenburg.

So sei die Entprivatisierung nun end-
lich über die Bühne gegangen. Bedauerli-
cherweise habe diese aber nicht zu den er-
hofften Entlastungen im Personalbereich 
geführt, da die Sollstärke voraussichtlich 
erst 2016 erreicht sein wird. Auch die 
Einführung der echten 41-Stunden Wo-
che führte nicht dazu, dass dem Personal 
mehr freie Tage gewährt werden konn-
ten, da – wie oben beschrieben – immer 
noch nicht alle Stellen besetzt sind.

Bei den Personalratswahlen innerhalb 
der JVA Offenburg wurde ein Personalrat 

gewählt, der ausschließlich aus Mitglie-
dern des BSBD-OV Offenburg besteht. 
Ferner gratulierte der OV-Vorsitzende 
dem BSBD-Landesvorsitzenden Ale-
xander Schmid zu dem mehr als guten 
Ergebnis bei den Wahlen zum Hauptper-
sonalrat (HPR).

In Planung für das Jahr 2015 seien wie-
der eine verbandspolitische Bildungsfahrt 
sowie ein Kegelabend, so Boris Rexter.

Alexander Schmid informierte aus-
führlich über die HPR-Wahl 2014; die 
Vorkommnisse in der JVA Bruchsal und 
JVA Adelsheim; das Stundungsmodell 
für die Stelleneinsparungen bei der Justiz, 
sowie dem Positionspapier des BSBD. 
Hierzu verwies er auch auf die Berichter-
stattung an anderer Stelle.

Der Bericht des 
Kassierers bot keine 
Überraschungen. Fi-
nanziell sei der OV 
Offenburg gut auf-
gestellt. Vor den Neuwahlen wurden die 
langjährigen Vorstandsmitglieder Brun-
hilde Ringwald und Jürgen Schillinger 
mit einem kleinen Präsent aus dem Vor-
stand verabschiedet. Leider konnte der 
langjährige stellvertretende Vorsitzende 
Josef Fink aus gesundheitlichen Grün-
den in diesem Kreise nicht verabschiedet 
werden. Dies wird aber nach seiner Ge-
nesung entsprechend nachgeholt werden, 
bemerkte der Vorsitzende Boris Rexter. 
Alle drei Kollegen verzichteten auf eine 
erneute Kandidatur.� Stephan Bloß

Der neue Vorstand setzt sich wie folgt zusammen:
Boris Rexter			   1. Vorsitzender
Markus Hörmann			  Stv. Vorsitzender 
Michael Huber			   Kassierer	
Hassan Essaouidi	 	 Schriftführer
Stephan Bloß			   Beisitzer Fachgruppe AVD
Michael Doll			   Beisitzer Fachgruppe Mittlerer Verwaltungsdienst 
Barbara Bloß			   Beisitzerin Fachgruppe Weibliche Bedienstete 
Stephan Sturm			   Beisitzer Fachgruppe Krankenpflegedienst 
Wolfgang Schmied		  Beisitzer Fachgruppe Angestellte
Heiko Oberle			   Beisitzer Fachgruppe Gehobener Dienst 
Harald Fritz			   Beisitzer Fachgruppe Werkdienst 
Alexander Nalepa		  Beisitzer Fachgruppe Junge Bedienstete 
Wolfgang Kadelbach		  Beisitzer Fachgruppe Sozialdienst
Rene Cuadra-Braatz		  Beisitzer Fachgruppe Psychologischer Dienst
Bernd Kiefer u. Volker Kersting	 Kassenprüfer

Hardy Wolf folgt auf Hans Karl im Amt des Vorsitzenden
BSBD-Ortsverband Stuttgart tagte am 11. März 2015 in der JVA Stuttgart

Zur Jahreshauptversammlung 2015 
wurde neben den Mitgliedern des 
Ortsverbandes auch der BSBD-Lan-
desvorsitzende Alexander Schmid 
eingeladen.

Nach dem Re-
chenschaftsbe-
richt des Vor-
standes und des 
Kassiers erfolgte 
die Entlastung 
dieser Gremien. 
Ein besonderer 
Dank galt da-
bei Hans Karl 

für seine langjährige Leitung des Orts-
verbandes. Hans Karl stellte sich aus 
Altersgründen nicht mehr zur Wahl. Für 
die Wahl zu seinem Nachfolger stellte 
sich der seitherige Kassier Hardy Wolf 

zur Verfügung, der auch einstimmig zum 
neuen Vorsitzenden des OV bestätigt 
wurde. Hans Karl erhielt einen Gut-
schein für ein Candle-Light-Dinner als 
Dankeschön für seine Tätigkeit.
Als neue Stellvertreter des Vorsitzenden 
wurden jeweils einstimmig als erster Ver-
treter Thomas Bentele und als zweiter 
Vertreter Michael Rieser gewählt. Zum 

Nachfolger von Hardy Wolf im Amt des 
Kassiers wurde ebenso einstimmig Ste-
fan Huber gewählt. Im Anschluss an die 
Wahlen und Bestellung der Fachgrup-
penvertreter berichtete der Landesvorsit-
zende Alexander Schmid über die Arbeit 
des Landesverbandes und gab aktuelle In-
formationen rund um den Justizvollzug 
in Baden-Württemberg.� Rainer Bittner

Alexander Schmid (3. v. li.) mit altem und neuem OV-Vorstand sowie einem der beiden Stellvertreter. �

Hans Karl (li.) und Hardy 
Wolf. � Fotos: R. Bittner

Boris Rexter. � Foto: BZ
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